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Text 

Personenkreis 

§ 1. (1) Personen, die eine pauschalierte Entschädigungsleistung wegen nach dem 9. Mai 1945 bis 
zum 31. Dezember 1999 erlittener Gewalt im Rahmen einer Unterbringung in Kinder- oder 
Jugendheimen, als Kinder oder Jugendliche in Kranken-, Psychiatrie- und Heilanstalten beziehungsweise 
in vergleichbaren Einrichtungen der Gebietskörperschaften oder Gemeindeverbände, in entsprechenden 
privaten Einrichtungen, sofern diese funktional für einen Jugendwohlfahrtsträger tätig wurden, in 
entsprechenden Einrichtungen der Kirchen oder in Pflegefamilien von einem Heim-, Jugendwohlfahrts-, 
Krankenhausträger oder Träger der vergleichbaren Einrichtung beziehungsweise den von diesen mit der 
Abwicklung der Entschädigung beauftragten Institutionen erhalten haben, haben ab dem Zeitpunkt und 
für die Dauer der Zuerkennung einer Eigenpension, spätestens aber mit Beginn des Monats, der auf die 
Erreichung des Regelpensionsalters (§§ 253 und 617 Abs. 11 ASVG) folgt, Anspruch auf eine monatliche 
Rentenleistung nach diesem Bundesgesetz. 

(2) Personen, die eine Eigenpension beziehen oder das Regelpensionsalter erreicht haben, aber kein 
Ansuchen auf eine Entschädigung beim Heim- oder Jugendwohlfahrtsträger oder bei den von diesen mit 
der Abwicklung der Entschädigung beauftragten Institutionen gestellt haben, oder deren Ansuchen nicht 
entsprochen wurde, erhalten die Rentenleistung unter den sonstigen Voraussetzungen des Abs. 1, wenn 
sie wahrscheinlich machen, dass sie nach dem 9. Mai 1945 bis zum 31. Dezember 1999 in einem der 
genannten Heime oder in Pflegefamilien Opfer eines vorsätzlichen Gewaltdeliktes im Sinne des 
Strafgesetzbuches – StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der geltenden Fassung, wurden. 
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(3) Personen, die laufende Geldleistungen nach den Mindestsicherungsgesetzen der Länder beziehen 
und wegen einer auf Dauer festgestellten Arbeitsunfähigkeit vom Einsatz der Arbeitskraft befreit sind, 
sind Beziehern einer Eigenpension ebenso gleichgestellt wie Bezieher eines Rehabilitationsgeldes, einer 
Waisenpension oder eines Waisenversorgungsgenusses wegen Erwerbsunfähigkeit nach 
sozialversicherungsrechtlichen Regelungen für die Dauer des Leistungsbezuges sowie Personen während 
der Dauer der in § 123 Abs. 4 Z 2 lit. a ASVG oder nach entsprechenden sozialversicherungsrechtlichen 
Regelungen normierten Angehörigeneigenschaft. 

(4) Ebenso gleichgestellt sind Personen, die wahrscheinlich machen, dass sie als Kinder oder 
Jugendliche nach dem 9. Mai 1945 bis zum 31. Dezember 1999 bei Unterbringung in Kranken-, 
Psychiatrie- und Heilanstalten beziehungsweise in diesen vergleichbaren Einrichtungen der 
Gebietskörperschaften, Gemeindeverbände, Kirchen oder in privaten Einrichtungen, sofern diese 
funktional für einen Jugendwohlfahrtsträger tätig wurden, Opfer eines vorsätzlichen Gewaltdeliktes im 
Sinne des Strafgesetzbuches – StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der geltenden Fassung, wurden. 
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